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Z
wietracht und Zwist gehören
seit je zur amerikanischen De-
mokratie. Der Streit über die
Sklaverei stürzte die Nation
1861 sogar in einen vierjährigen

Bürgerkrieg, in demmehrAmerikaner star-
ben als in allenmilitärischenKonflikten im
20. Jahrhundert zusammen. Auch während
desVietnam-Kriegs standen sich Befürwor-
ter und Gegner unversöhnlich gegenüber.
Aber diese Konfrontationen verliefen nicht
entlang parteipolitischer Linien vonDemo-
kraten da und Republikanern dort.
Heute dagegen sind die beiden Parteien

so zerstritten wie nie zuvor in ihrer Ge-
schichte. Diese Polarisierung gefährdet die
Funktionsfähigkeit des politischen Sys-
tems. Im Gegensatz zur parlamentari-
schen Regierungsform, in der dieMehrheit
der Volksvertreter den Premierminister
oder Kanzler stützt, gehen in den Vereinig-
ten Staaten Präsident undKongress aus ge-
trenntenWahlen hervor und agieren unab-
hängig voneinander. Fraktionsdisziplin,
weltanschauliche Geschlossenheit, natio-
naleWahlprogramme und Parteigehorsam
sind deshalb so gut wie unbekannt. Was
das System am Laufen hielt, war die Fähig-
keit des Präsidenten und der Abgeordne-
ten, Kompromisse einzugehen und Deals
auszuhandeln. Das war selbst dann nötig,
wenn Weißes Haus und Kongress von der-
selben Partei kontrolliert wurden. Unum-
gänglich wurde es, wenn in Phasen der „ge-
teilten Regierung“ (divided government)
die beiden Institutionen in der Hand unter-
schiedlicher Parteien lagen.
Der Kompromiss ist längst nicht mehr

das Schmiermittel im Getriebe der ameri-
kanischen Demokratie. Fast jeder Tag in
Trumps Amerika zeigt, wie tief das Land
gespalten ist: Die Parlamentarier votieren
fast durchweg entlang parteipolitischer Li-
nien, der Senat bestätigt Brett Kavanaugh
als Supreme-Court-Richtermit der knapps-
ten Mehrheit seit 1881, Bundesbehörden
müssen wegen einer Haushaltssperre wo-
chenlang schließen. Bei der Kongresswahl
im November 2018 wurden republikani-
sche Wahlkreise republikanischer, demo-
kratische demokratischer. Amerika zer-
fällt in zwei politische Stämme, die sich un-
versöhnlich gegenüberstehen.
Dabei sah es nach dem Zweiten Welt-

krieg zunächst nicht so aus. Der Sieg über
Deutschland und Japan, der enorme wirt-
schaftliche Aufschwung und dieHerausfor-
derung durch den Sowjetkommunismus
hatten die Nation stärker zusammenge-
schweißt, als sie es seit dem Bürgerkrieg je
war. Regiert wurde sie in den 1950er Jah-
ren von Weltkriegsgeneral Dwight Eisen-
hower, den vor seiner Präsidentschaft De-
mokraten und Republikaner als Kandida-
ten umworben hatten. Das Land schien zu-
frieden, reich und einig.
Die Einigkeit beruhte allerdings darauf,

dass man große Probleme verdrängte: die
Diskriminierung der Schwarzen in den Süd-
staaten, die Emanzipation der Frauen, die
gesellschaftliche Modernisierung. Sie bra-
chen sich Bahn in den 1960ern, der revolu-
tionärsten Dekade des vergangenen Jahr-
hunderts. Bürgerrechts- und Frauenbewe-
gung, Anti-Vietnam-Proteste, sexuelle Be-
freiung und Bildungsexplosion katapultier-
ten die Vereinigten Staaten in ein neues
Zeitalter. Es waren insbesondere die gebur-
tenstarken und besser ausgebildeten Jahr-
gänge der Nachkriegszeit, die gegen den
Status quo rebellierten. Nicht ohne Erfolg:
Washington stärkte die Bürgerrechte der
Schwarzen in den Südstaaten und zog die
Truppen aus Vietnam ab, gesellschaftliche
und sexuelle Tabus zerbrachen. Aber die
1960er sahen auch die Morde an John F.
und Robert Kennedy und anMartin Luther
King, Rauschgiftmissbrauch, Massenpro-
teste und Rassenkrawalle.
Die wilde Revolution führte zur stillen

Gegenrevolution. Konservativen waren
die Reformen ein Greuel. Nirgendwo wur-
de dies deutlicher als in den Südstaaten.
Viele Weiße, seit dem Bürgerkrieg treue
Parteigänger der Demokraten, verübelten
den Präsidenten Kennedy und Lyndon
Johnson ihren Einsatz für die Schwarzen.
Präsident Johnson war sich dessen be-
wusst. EndeMai 1964 sagte er nach der Un-
terzeichnung des Bürgerrechtsgesetzes ei-
nem engen Vertrauten: „Ich denke, wir ha-
ben der Republikanischen Partei gerade
den Süden für eine lange Zeit ausgehän-
digt.“ So kam es. Stellte die Demokrati-
sche Partei 1964 90 Prozent der Südstaa-
ten-Abgeordneten im Repräsentanten-
haus, waren es 2010 gerade noch 15 Pro-
zent.
Die Neuausrichtung (realignment) des

Südens war lediglich ein Faktor in der be-
ginnenden weltanschaulichen Selbstsegre-
gation der Parteien: Strenggläubige Chris-
ten,Gegner der diversenEmanzipationsbe-
strebungen, Kritiker des Wohlfahrtsstaats
und jeder Art von Regulierungen, Advoka-
ten von drastischenGesetzen gegen Krimi-
nalität und Rauschgift sahen ihre politi-
sche Heimat zunehmend bei den Republi-
kanern, während ethnische und sexuelle
Minderheiten, religiös Ungebundene, Um-
weltschützer und Unterstützer von Sozial-
programmenmehr undmehr zu denDemo-
kraten tendierten. Mit George McGovern
1972, Walter Mondale 1984 und Michael
Dukakis 1988 nominierte die Demokrati-
sche Partei dezidiert linke Präsidentschafts-
bewerber. Dagegen hofierten Kandidaten
der Republikaner wie Richard Nixon und
Ronald Reagan die „schweigende Mehr-
heit“ wertkonservativer und evangelikaler
Wähler. Nixon und Reagan verfolgten zu-
gleich eine „Südstaatenstrategie“, die dar-
auf abzielte, dort lebende Weiße mit latent
antischwarzen Code-Wörtern wie „Recht
und Ordnung“, „Rechte der Bundesstaa-
ten“ und „Kampf gegen Quoten“ dauerhaft
an ihre Partei zu binden.
Das Parteiensystem, in dem ein Demo-

krat aus dem Süden in vielen sozialen und
politischen Fragen konservativer war als
ein „Rockefeller-Republikaner“ aus den
Neuengland-Staaten, begann sich neu zu
ordnen. Seit den 1970er Jahren rückte die
Demokratische Partei etwas nach links
und die Republikanische massiv nach

rechts. Zwar konnte sich bei den Republi-
kanern 1988 und 1992 mit George H. W.
Bush noch einmal ein Vertreter des mode-
raten Flügels als Präsidentschaftskandidat
durchsetzen. Doch schon auf dem Nomi-
nierungsparteitag der Republikanischen
Partei 1992 in Houston rief der Rechtspo-
pulist Pat Buchanan einen „Kulturkrieg“
gegen das linke Amerika aus. Zwei Jahre
später war es Newt Gingrich, der die repu-
blikanischen Kongresskandidaten bei den
Zwischenwahlen erstmals auf ein konser-
vatives nationales Wahlprogramm ein-
schwor. Dieser „Contract with America“
wollte Strafen für Kriminelle verschärfen,
Sozialprogramme streichen, Steuern redu-
zieren, weniger mit den Vereinten Natio-
nen kooperieren, die Rechte der Einzel-
staaten ausbauen und die Familien stär-
ken. Der Erfolg gab Gingrich recht: Nach
40 Jahren eroberten die Republikaner wie-
der das Repräsentantenhaus, er selbst wur-
de einflussreicher Sprecher der Kammer.
Seither verschärft sich die parteipoliti-

sche Polarisierung dramatisch. Moralisch
aufgeladene „Keilthemen“ (wedge issues),
bei denen Kompromisse kaum möglich
sind, dominieren die politische Auseinan-
dersetzung. Bei Abtreibung, Todesstrafe,
Schulgebet, Waffenkontrolle und Schwu-
lenehe gibt es meist nur ein Ja oder Nein.
Evangelikale Prediger wie Jerry Falwell
mit seiner Organisation „Moral Majority“,
Pat Robertson mit „Christian Coalition“
und JamesDobsonmit „Focus on the Fami-
ly“ haben ihre rigorosen Moralvorstellun-
gen tief in die Republikanische Partei hin-
eingetragen. Das beförderte die Neuaus-
richtung der Wähler weiter.
Allerdings verlief dieser Prozess in den

beiden großen Parteien nicht gleichmäßig.
Die amerikanischen Politikwissenschaftler
Matt Grossmann und David Hopkins argu-
mentieren in ihrem Buch „Asymmetric Po-
litics“, die Republikanische und die Demo-
kratische Partei verkörperten heute zwei
unterschiedliche Parteitypen: Die Quellen
ihrer öffentlichen Unterstützung, die Ziele
ihrer Aktivisten und das Verhalten ihrer Po-
litiker seien grundverschieden. Die Repu-
blikaner, so Grossmann und Hopkins, se-
hen sich in einem großen ideologischen
Konflikt mit den Demokraten und setzen
deshalb auf weltanschauliche Themen wie
traditionelle gesellschaftliche Werte, Ab-
bau der Staatsaufgaben und Nationalis-
mus. Die Demokraten hingegen betrachte-
ten Politik nicht als Kampf politischer Phi-
losophien, sondern als Streit gesellschaftli-
cher Gruppen darüber, wer wie viel von
staatlichen Programmen profitiere. Sie be-
tonten konkrete politische Ziele wie Erhö-
hung des Mindestlohns, Darlehen für Stu-
denten, bessere Gesundheitsversorgung
oder Luftreinhaltung. Ansprachen von re-
publikanischen Politikern sind deshalb
voll von Wörtern wie „konservativ“, „Wer-
te“ und „Überzeugungen“. Demokraten
vermeiden dagegen Begriffe wie „links“
oder „progressiv“ und reden über die spezi-
fischen Anliegen von ethnischen Minder-
heiten, Gewerkschaftern, Umweltschüt-
zern, Feministinnen oder Homosexuellen.
Die meisten Wähler, so Grossmann und

Hopkins, sind in ihrenEinstellungenwider-
sprüchlich: Ihre weltanschauliche Disposi-
tion ist grundsätzlich konservativ, aber sie
schätzen viele der linken Programme zur

Umverteilung und Regulierung. Für die Re-
publikaner liegt es darum in ihrem strategi-
schen Interesse, abstrakte Prinzipien in
den Vordergrund zu stellen, für die Demo-
kraten, nicht über Ideologie zu sprechen,
sondern über praktische Probleme. Beide
Parteien verstehen die Motive der anderen
Seite damit nicht mehr: Wenn Republika-
ner mehr individuelle Freiheit fordern,
glauben sie, die Demokraten bekämpften
diese. Und wenn Demokraten sich für be-
nachteiligte Gruppen einsetzen, nehmen
sie an, Republikaner wollten nur die Rei-
chen begünstigen. David Hopkins urteilt:
„Dies führt zu einerDämonisierung der an-
deren Partei, was teilweise erklärt, warum
Kompromisse zwischen den Parteien so
schwierig werden und warum Wähler und
Politiker der einen Partei die in der ande-
ren nicht leiden können.“
Der Präsidentschaftswahlkampf 2016

ist ein eindrucksvoller Beleg für diese The-
se: Trump konzentrierte sich auf die The-
men Nationalismus, Abschottung, schlan-
ker Staat und traditionelle Werte, ohne
sich um Details zu scheren. Clinton hinge-
gen legte ein Sammelsurium konkreter Vor-
schläge für ihre fragmentierte Regenbogen-
koalition vor, ohne eine übergreifende Visi-
on zu liefern.

A
ngeheizt wird diese Partei-
Asymmetrie durch die Verän-
derungen auf den Feldern Po-
litikberatung, Lobbying, Me-
dien und Wahlen. So ist die

Zahl von weltanschaulichen Thinktanks
in Washington explodiert. Waren Denkfa-
briken früher primär Forschungseinrich-
tungen, so sind sie jetzt häufig Auffangbe-
cken für ehemalige Regierungsmitarbeiter
und verfolgen gerade auf republikanischer
Seite oft eine ideologische Agenda. Die
Heritage Foundation, das American Enter-
prise Institute oder das Cato Institute ver-
sorgen die konservative Bewegung mit in-
tellektueller Munition, das Center for
American Progress, das Economic Policy
Institute oder das Urban Institute engagie-
ren sich für progressive Projekte. Heritage
mit seinem Jahresetat von 113 Millionen
Dollar etwa hatmaßgeblich die Bush-Dok-
trin beeinflusst, die amerikanische Reakti-
on auf 9/11. Das Center for American Pro-
gress dagegen unterstützte massiv Oba-
mas Gesundheitspolitik.
Auch Lobby-Gruppen greifen immer di-

rekter in den amerikanischen Politikbe-
trieb und die öffentliche Debatte ein. Am
bekanntesten ist die National Rifle Asso-
ciation (NRA), der Verband derWaffenbe-
sitzer. 2016 betrug ihr Budget 434 Millio-
nen Dollar. Ihr Ziel ist es, Politiker zu för-
dern, die sich jeder Einschränkung des
Rechts auf Waffenbesitz widersetzen. Im
Präsidentschaftswahlkampf 2016 spende-
te die NRA 30Millionen Dollar an Trump.
Americans for Prosperity, die bekannteste
konservative Lobby, wird von den Multi-
milliardären Charles und David Koch fi-
nanziert und sponsert libertäre Politiker
und Anliegen mit Hunderten von Millio-
nen Dollar. Auf der politischen Linken
setzt sich MoveOn.org seit 1998 für pro-
gressive Inhalte und Kandidaten ein. Seit
einemVerfassungsgerichtsurteil 2010 dür-
fen sich Firmen, Gewerkschaften und Per-

sonen mit Mitteln in unbegrenzter Höhe
in Wahlkämpfe einschalten, solange sie
sich nicht mit den Parteien und ihren Kan-
didaten absprechen. Wirklich genutzt ha-
ben diese neue Freiheit bisher primär vie-
le Milliardäre auf der Rechten wie die
Koch-Brüder oder der Kasinomagnat Shel-
don Adelson, dazu einige auf der Linken
wie Tom Steyer und George Soros mit ih-
ren oft radikalen und eigennützigen Agen-
den.
Veränderungen in der Medienland-

schaft haben die parteipolitische Polarisie-
rung intensiviert. Viele Jahrzehnte domi-
nierten die drei großen Fernsehanstalten
ABC, CBS und NBC den Nachrichten-
markt. Das breite Spektrum der Zuschau-
er zwang die Sender, sich bei Auswahl und
Kommentierung der Themen in der Mitte
der Gesellschaft zu bewegen. Seit der
Etablierung des Kabelfernsehens ist die
Zahl der Sender explodiert, die Einschalt-
quoten der traditionellen Nachrichten-
shows sanken um zwei Drittel.
Vor allem die Republikaner haben sich

seither ihre eigene Medienwelt geschaf-
fen. Am wichtigsten war 1996 die Grün-
dung von Fox News, das sich in den folgen-
den 20 Jahren zum konservativen Leitme-
dium entwickelte. Vorbereitet und flan-
kiert wurde Fox News von rechten Radio-
moderatoren wie Rush Limbaugh und
Glenn Beck. Sie waren die Ersten, die „li-
beral“ als Synonym für „links“ verwende-
ten und als Schimpfwort benutzten. Kon-
servative Websites wie Drudge Report
und Breitbart vervollkommnen mit
Trumps Twitter-Ergüssen die ideologische
Echokammer der Republikaner.
Rechte Medienwelt und Politik sind

mittlerweile symbiotisch verwoben. So
war es maßgeblich Glenn Beck, der mit
Geld der Koch-Brüder 2009 die ultrakon-
servative Tea-Party-Bewegung innerhalb
der Republikanischen Partei aus der Taufe
hob und groß machte. Und Trump, ein be-
sessener Fox-News-Seher, rekrutierte
mehrere Moderatoren und Kommentato-
ren der rechten Medienszene für seine Re-
gierung. Zwar gibt es auch linke TV-Kanä-
le wie MSNBC, aber deren Reichweite ist
geringer als die von Fox News. Demokra-
ten nutzen breitere Informationsquellen
als die Republikaner, darunter bewährte
Medien wie die „New York Times“, die
„Washington Post“ sowie die nichtkom-
merziellen Fernseh- und Radiosender
PBS und NPR. Insgesamt verstärken das
Internet und die sozialen Medien die Ten-
denz bei denWählern, nur mehr Nachrich-
ten und Kommentare an sich heranzulas-
sen, die die eigene Weltsicht bestätigen.
Republikaner und Demokraten leben heu-
te in parallelen Medienuniversen, die sich
nurmehr selten berühren.
Schließlich erlauben neue technologi-

sche Möglichkeiten den Parteien, Wähler
gezielter anzusprechen und Wahlkreis-
grenzen stärker zu manipulieren. Mussten
sich Wahlkampfbotschaften früher an
eine breite Klientel richten und deshalb
moderat ausfallen, erlauben die über das
Internet gewonnenen Datenmengen, die
verschiedensten Gruppen von Abtrei-
bungsgegnern bis hin zu Umweltschüt-
zern zu identifizieren und mit politischer
Werbung anzusprechen, die exakt auf sie
zugeschnitten ist. Da sich diese Botschaf-

ten an bereits Bekehrte richten, die es für
eine Stimmabgabe zumobilisieren gilt, fal-
len sie drastischer und polemischer aus,
als wenn auch Unentschlossene über-
zeugt werden müssten.
Verfeinerte Datensätze über die Wohn-

orte von Demokraten und Republikanern
lassen es überdies zu, die Wahlkreise für
das Repräsentantenhaus so zuzuschnei-
den, dass die eigene Partei davon profi-
tiert. Dieses System ist seit dem frühen 19.
Jahrhundert als „Gerrymandering“ be-
kannt. Es beruht darauf, in einem Bundes-
staat möglichst viele Anhänger der gegne-
rischen Partei auf wenige Wahlkreise zu
verteilen und die Unterstützer der eige-
nen Partei dergestalt auf die übrigenWahl-
kreise zu verteilen, dass sie knappe, aber
sichere Siege erringen. Da esmeist die Par-
lamente der Bundesstaaten sind, die alle
zehn Jahre die Grenzen der Wahlkreise
neu festlegen, ist der Manipulation der
Sitzzahl in der großen Kammer Tür und
Tor geöffnet.
Die Republikaner haben das früher ver-

standen als die Demokraten. Nach dem
Zensus von 2010 lancierten sie eine gigan-
tische Initiative, um die Wahlkreisgrenzen
neu zu ziehen: In ihrem „RedistrictingMa-
jority Project“ setzten sie ausgeklügelte
Software und 30 Millionen Dollar dafür
ein. Ziel war es, in möglichst vielen Bun-
desstaaten beide Parlamentskammern
und denGouverneursposten allein zu kon-
trollieren, weil diese 2011 die Wahlkreis-
grenzen festlegten. Das gelang ihnen in 21
Staaten, den Demokraten nur in elf. Da
die Republikaner dazu bevölkerungsrei-
chere Staaten gewannen als die Demokra-
ten, konnten sie vier Mal mehr Sitze gerry-
mandern. In North Carolina zum Beispiel
gewannen die Republikaner 2016 zehn
der 13 Sitze für das Repräsentantenhaus,
obwohl sie nur 53 Prozent derWählerstim-
men erhielten. Insgesamt verstärkt das
Gerrymandering den Trend zu sicheren
Sitzen, was politisch extremere Kandida-
ten begünstigt.
Wichtiger noch als das Gerrymande-

ring ist die räumliche Segregation: Demo-
kraten leben in Städten und bevölkerungs-
reichen Speckgürteln, Republikaner auf
dem Land. Der parteipolitische Graben
zwischen Wählern in Stadt und Land ist
heute viel tiefer als der nach Einkommen,
Alter, Geschlecht oder Ausbildung. Das
ist die Folge davon, dass ländliche Wähler
weißer, älter, religiöser und weniger gebil-
det sind als Wähler in urbanen Zentren
und dass es auf dem Land mehr Freiberuf-
ler gibt. Städte hingegen sind das natürli-
che Habitat von Studenten, Intellektuel-
len, Künstlern, Atheisten und Minoritä-
ten. Es überrascht deshalb nicht, dass Hil-
lary Clinton 2016 88 der 100 bevölke-
rungsreichsten Landkreise gewann, aber
von den restlichen 3000 fast 2700 an
Trump gingen. Die Anhänger der beiden
Parteien entfernen sich nicht zuletzt des-
halb weltanschaulich voneinander, weil
sie sich räumlich kaum noch begegnen. In
den Kirchen, Klubs und Kneipen auf dem
Land treffen sich fast nurmehr Republika-
ner, in den Fitnessstudios, Restaurants
und Bars in der Stadt fast nurmehr Demo-
kraten.
Da es nur noch wenige Wechselwähler

gibt, werden Wahlen gewonnen, indem

man die eigenen Anhänger mit allen Mit-
teln mobilisiert und die Gegner und ihre
Agenda verteufelt. Im Regierungsalltag tri-
umphieren Sabotagestrategien, weil Par-
teien keinen politischen Preis mehr bezah-
len, wenn sie die Kooperation verweigern.
Nach dem Verlust seiner Mehrheiten im
Kongress 2010 konnte Präsident Obama
in den folgenden sechs Amtsjahren kei-
nen großen gesetzgeberischen Erfolg
mehr erzielen und regierte mit Anordnun-
gen. Trump dürfte es nach der Übernah-
me des Repräsentantenhauses durch die
Demokraten in seinen verbleibenden bei-
den Amtsjahren ähnlich ergehen. „Grid-
lock“, Stillstand, wird zum Dauerzustand
im politischen System. Die steigende Zahl
und die wachsende Länge von Regierungs-
schließungen seit 1990 sind ein weiteres
Indiz für diese gegenseitige Blockade.

W
eil die Politik ihrer Aufga-
be nicht mehr nachkommt,
strittige Themen durch
Kompromisse zu entschär-
fen, spielen Gerichte eine

immer wichtigere politische Rolle. Es war
der Supreme Court, der in den vergange-
nen Jahrzehnten so zentrale Fragen wie
Abtreibung, Schwulenehe, Quotensystem
bei Universitätszulassungen, Wahlkampf-
finanzierung und Gerrymandering ent-
schied. Im Dezember 2000 bestimmte er
sogar in „Bush v. Gore“ den Präsidenten.
Beide Parteien kämpfen deshalb mit har-
ten Bandagen darum, Richter ins Amt zu
hieven, die ihnen nahestehen. Dazu schre-
cken sie vor gravierenden Regeländerun-
gen nicht zurück. Historisch war es Usus,
dass der Senat Bezirks- und Supreme-
Court-Richter nicht mit einfacher Mehr-
heit, sondern mit einer „Supermehrheit“
von zuletzt drei Fünfteln bestätigt. Da Re-
publikaner und Demokraten fast nie über
eine solche Supermehrheit verfügten, no-
minierten Präsidenten meist Kandidaten,
die über Parteigrenzen hinweg Ansehen
genossen. Aus parteipolitischem Kalkül
schafften die regierenden Demokraten
2013 die Supermehrheit für Bezirksrich-
ter ab, 2017 taten die Republikaner dassel-
be für den Supreme Court. Seither muss
ein Präsident, dessen Partei eineMehrheit
im Senat hat, keine ideologischen Rück-
sichten mehr nehmen. Trump und die Re-
publikaner haben in den vergangenen
zwei Jahren mehr Schlüsselpositionen in
der Justiz mit politisch genehmen Kandi-
daten besetzt als alle Regierungen vor ih-
nen. Da die Richter auf Lebenszeit amtie-
ren, dürfte dies Amerika über zwei Gene-
rationen prägen.
Gibt es Hoffnung, dass die parteipoliti-

sche Polarisierung des Landes überwun-
den werden kann? Allenfalls langfristig.
So haben einige Staaten auf Druck der Ver-
fassungsgerichte oder ihrer Bürger das
Gerrymandering eingeschränkt. Kalifor-
nien, Oregon und Nevada haben unabhän-
gige Kommissionen eingesetzt, um die
Wahlkreise zu bestimmen, einige Staaten
experimentieren mit parteiübergreifen-
den Vorwahlen für den Kongress. Eine
Möglichkeit, die Polarisierung zu reduzie-
ren, wären die Wiedereinführung von Su-
permehrheiten im Senat für die Wahl von
Bundesrichtern, eine andere die Festle-
gung von Obergrenzen für Wahlkampf-
spenden.
Diese Änderungen an der Mechanik

des politischen Systems können das Pro-
blem mildern, aber nicht lösen. Die Hoff-
nung, Trump werde mit seiner spalteri-
schen Politik und dem Bruch mit alten re-
publikanischen Axiomen wie Freihandel,
Haushaltsdisziplin und Internationalis-
mus eine Rebellion einer Partei beför-
dern, hat sich nicht erfüllt. Vielmehr ist es
ihm gelungen, die wenigen verbliebenen
moderaten Republikaner im Kongress
zum Schweigen zu bringen und die Partei
völlig auf seine Agenda einzuschwören.
Die beste Chance, die parteipolitische Po-
larisierung zu überwinden, dürften des-
halb gesellschaftliche Veränderungen bie-
ten, konkret der demographische Wandel.
Da die wichtigste Wählerklientel der Re-
publikaner – der ältere, weiße, schlecht
ausgebildete, fromme Landbewohner –
schrumpft, wird die Partei nicht umhin-
kommen, sich den wachsenden Bevölke-
rungsgruppen zu öffnen: Minderheiten,
wenig religiösen, gut ausgebildeten Stadt-
bewohnern.
Schon nach der Niederlage ihres Kandi-

daten Mitt Romney gegen Obama im Jahr
2012 ließ die Republikanische Partei eine
Analyse unter dem vielsagenden Titel
„Autopsy“ anfertigen, die zu einem sol-
chen Vorgehen riet. Die Republikaner
müssen bedenken, dass von den sieben
Präsidentschaftsbewerbern, die sie zuletzt
ins Rennen geschickt hat, nur einer die
Mehrheit der Wählerstimmen bekam:
George W. Bush im Jahr 2004. Außerdem
dürften sie nicht ewig vom demWahlmän-
nersystem profitieren, das sie begünstigt.
Insofern dürfte die Trump-Präsident-

schaft den Zenit der parteipolitischen Po-
larisierung darstellen, die die nötige An-
passung der Partei an die gesellschaftli-
chen Realitäten nur aufgeschoben hat.
Die Demokraten sollten sich allerdings da-
vor hüten, angesichts des für sie vorteilhaf-
ten demographischen Trends Wähler, die
Schwierigkeiten mit dem rasanten wirt-
schaftlichen und sozialen Wandel haben,
als „Bemitleidenswerte“ (Hillary Clinton)
zu verunglimpfen und Trump als histori-
sche Verirrung abzutun. Sie brauchen des-
halb als nächsten Präsidentschaftskandi-
daten keine linke Populisten wie Bernie
Sanders oder Elisabeth Warren, sondern
jemanden aus der politischen Mitte, die
oder der auch imMittlerenWesten und im
Süden reüssiert und die Vereinigten Staa-
ten als mehr ansieht als eine Ansammlung
von Gruppeninteressen.

Der Verfasser lehrt Internationale Politik und
Atlantische Beziehungen an der Universität
Regensburg.

Jasper Johns, Flag I, 1960, The Museum of Modern
Art, New York © VG Bild-Kunst, Bonn 2019

Die parteipolitische Polarisierung ist heute größer als zu jedem anderen Zeitpunkt der
amerikanischen Geschichte. Das bedroht die Funktionsfähigkeit des politischen
Systems, ist dieses doch auf die Fähigkeit und die Bereitschaft zum Kompromiss aufgebaut.

Von Professor Dr. Stefan Bierling

Die zerrissene Nation
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